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Text

Anhang

zur Verordnung des Bundesministers fir Finanzen gemall § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes
betreffend Richtlinien Uber die Gewé&hrung von Zuschissen zur Erhaltung der Zahlungsfahigkeit
fur standortrelevante Unternehmen durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH
(COFAG)

RICHTLINIEN

1. Praambel

1.1.

1.2.

Innerstaatliche Rechtsgrundlage dieser Richtlinien ist § 3b Abs. 3 ABBAG-Gesetz, BGBI. |
Nr. 51/2014, zuletzt gedndert durch das 18. COVID-19-Gesetz, BGBI. | Nr. 44/2020. Demnach
hat der Bundesminister fir Finanzen im Einvernehmen mit dem Vizekanzler per Verordnung
Richtlinien zur Gewahrung von finanziellen MalRnahmen gemaR § 2 Abs. 2 Z 7 ABBAG-Gesetz,
die zur Erhaltung der Zahlungsfahigkeit und Uberbriickung von Liquiditatsschwierigkeiten von
Unternehmen im Zusammenhang mit der Ausbreitung von COVID-19 und den dadurch
verursachten wirtschaftlichen Auswirkungen geboten sind, zu erlassen.

Gemall Punkt 13.3. der Richtlinien BGBI. Il Nr. 143/2020 (Anhang zur Verordnung des
Bundesministers fir Finanzen gemaR 8 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien
uber die Ergreifung von finanziellen MaRnahmen, die zur Erhaltung der Zahlungsfahigkeit und
zur Uberbriickung von Liquiditatsschwierigkeiten von Unternehmen im Zusammenhang mit der
Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 und den dadurch verursachten wirtschaftlichen
Auswirkungen geboten sind) ergab sich, dass die Gewahrung von Garantien im Rahmen der
Richtlinien BGBI. Il Nr. 143/2020 nicht moglich ist, um die Zahlungsfahigkeit und
Liquiditatsschwierigkeiten bei jenen Unternehmen angemessen zu adressieren, bei denen
Schéden entstanden sind, die zu einer Bestandsgefahrdung fihren, und die fur den Gesamt-
Wirtschaftsstandort Osterreich relevant sind.
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1.3. Die in diesen Richtlinien vorgesehenen finanziellen MaRnahmen in Form von Zuschussen zur
Erhaltung der Zahlungsfahigkeit fiir standortrelevante Unternehmen entsprechen Beihilfen
gemaR Art. 107 Abs. 2 lit. b AEUV. Demnach kann die Européische Kommission Beihilfen fir
bestimmte Unternehmen oder Beihilferegelungen fiir Branchen, die aufgrund von
Naturkatastrophen oder auBergewdhnlichen Ereignissen Verluste erlitten haben, als mit dem
Binnenmarkt vereinbar ansehen.

1.4. Zuschusse nach diesen Richtlinien sind bis 31. August 2021 zu beantragen.

1.5. Der Gesamtrahmen fur Zuschiisse nach diesen Richtlinien und Zuschiisse nach den Richtlinien
BGBI. Il Nr. 225/2020 (Anhang zur Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen gemai § 3b
Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien tber die Gewahrung von Zuschissen zur
Deckung von Fixkosten durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH
(COFAQG)) betragt EUR 8 Mrd.

2. COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH

2.1. Uber Auftrag des Bundesministers fiir Finanzen wurde die COVID-19 Finanzierungsagentur des
Bundes GmbH (,,COFAG*) durch die Abbaumanagementgesellschaft des Bundes (ABBAG)
geschaffen.

2.2. Der COFAG wurde uber Auftrag des Bundesministers fur Finanzen gemél § 2 Abs. 2a ABBAG-
Gesetz die Erbringung von Dienstleistungen und das Ergreifen von finanziellen MaRnahmen
ibertragen, die zur Erhaltung der Zahlungsfihigkeit und  Uberbriickung von
Liquiditatsschwierigkeiten von Unternehmen im Zusammenhang mit der Ausbreitung von
COVID-19 und den dadurch verursachten wirtschaftlichen Auswirkungen geboten sind.

2.3. Die COFAG wurde vom Bundesminister fur Finanzen beauftragt, Zuschiisse zur Erhaltung der
Zahlungsféhigkeit fur standortrelevante Unternehmen zu gewéhren, die durch die Ausbreitung
von COVID-19 im Zeitraum 1. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020 Schaden erleiden, die im
betroffenen Geschaftsjahr zu einer Bestandsgeféhrdung fuhren
(,,Standortsicherungszuschiisse*).

2.4. Die COFAG hat die Standortsicherungszuschiisse nach diesen Richtlinien zu gewahren.
Innerhalb dieser Richtlinien sind die Organe der COFAG bei den Entscheidungen uber
Standortsicherungszuschisse weisungsfrei.

3. Begunstigte Unternehmen

3.1. Standortsicherungszuschiisse nach diesen Richtlinien durfen nur zu Gunsten von Unternehmen
gewahrt werden, bei denen nachstehende Voraussetzungen kumulativ erfllt sind:

3.1.1. das Unternehmen hat seinen Sitz oder eine Betriebsstatte in Osterreich;

3.1.2. das Unternehmen iibt eine operative Tatigkeit in Osterreich aus, die zu Einkiinften geman
88§ 21, 22 oder 23 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBI. Nr. 400/1988 (EStG 1988),
fihrt;

3.1.3. das Unternehmen darf in den letzten drei veranlagten Jahren nicht vom Abzugsverbot des
8 12 Abs. 1 Z 10 des Korperschaftsteuergesetzes 1988, BGBI. Nr. 401/1988 (KStG 1988),
betroffen gewesen sein, wobei ein (aggressiver) Steuerplanungswille sowie eine
unterlassene Offenlegung in Abgabenerkldrungen malgebend ist oder Uber das
Unternehmen darf in den letzten 5 Jahren vor der Antragstellung keine rechtskréftige
Finanzstrafe  (ausgenommen  Finanzordnungswidrigkeiten) oder  entsprechende
VerbandsgeldbuBe aufgrund von Vorsatz verhangt worden sein;

3.1.4. das Unternehmen ist ein standortrelevantes Unternehmen im Sinne des Punktes 4.1.1;

3.1.5. das Unternehmen erleidet einen mafRgebenden Schaden im Sinne des Punktes 4.1.2;

3.1.6. fur das Unternehmen besteht Bestandsgefahrdung im Sinne des Punktes 4.1.3;

3.1.7. das Unternehmen weist im Jahresabschluss fiir das antragsbezogene Geschaftsjahr im
Sinne des Punktes 4.1.4 vor Berticksichtigung des beantragten
Standortsicherungszuschusses einen durch den maRgebenden Schaden mit verursachten
Jahresfehlbetrag zumindest in der Hohe des malRgebenden Schadens aus;

3.1.8. das Unternehmen darf sich am 31. Dezember 2019 nicht in Schwierigkeiten gemaR Art. 2
Z 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 (Allgemeine
Gruppenfreistellungsverordnung) befunden haben, oder lber das Unternehmen wurde
zum Zeitpunkt des Antrags weder ein Insolvenzverfahren ertéffnet noch sind die im
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nationalen Recht vorgesehenen Voraussetzungen fir die Eréffnung eines
Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Glaubiger erfullt; und

das Unternehmen hat zumutbare MaRnahmen gesetzt, um die durch den
Standortsicherungszuschuss zu deckenden Schéaden zu reduzieren
(Schadensminderungspflicht).

3.2. Ausgenommen von der Gewdhrung von Standortsicherungszuschiissen sind:

3.2.1

3.2.2.

3.2.3.

3.2.4.

3.2.5.

beaufsichtigte Rechtstrager des Finanzsektors, welche im Inland, einem Mitgliedstaat (§ 2
Z 5 Bankwesengesetz, BGBI. Nr. 532/1993 (BWG)) oder einem Drittland (§ 2 Z 8 BWG)
registriert oder zugelassen sind und hinsichtlich ihrer Tatigkeit prudentiellen
Aufsichtsbestimmungen unterliegen; das sind fiir Osterreich insbesondere Kreditinstitute
gemédR BWG, Versicherungsunternehmen gemal Versicherungsaufsichtsgesetz 2016
(VAG 2016), BGBI. | Nr. 34/2015, Wertpapierfirmen und
Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemé&R Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (WAG
2018), BGBI. I Nr. 107/2017, Pensionskassen gemaR Pensionskassengesetz (PKG), BGBI.
Nr. 281/1990, und Non-Profit-Organisationen, die die VVoraussetzungen der 88§ 34 bis 47
der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, erflllen, sowie Non-Profit-
Organisationen nachgelagerte Unternehmen;

im alleinigen Eigentum (mittelbar oder unmittelbar) von Gebietskdrperschaften und
sonstigen Einrichtungen ¢ffentlichen Rechts stehende Einrichtungen;

im mehrheitlichen Eigentum (mittelbar oder unmittelbar) von Gebietskdrperschaften und
sonstigen Einrichtungen Offentlichen Rechts stehende Einrichtungen, die einen
Eigendeckungsgrad von weniger als 75% haben;

Unternehmen, die zum 31. Dezember 2019 mehr als 250 Mitarbeiter gemessen in
Vollzeitdquivalenten beschéftigt haben und die zwischen 16. Mdrz 2020 und 30. Juni
2020 mehr als 3% der Mitarbeiter gekiindigt haben, statt Kurzarbeit in Anspruch zu
nehmen. Eine Ausnahme von dieser allgemeinen Regelung kann nur auf Antrag gewahrt
werden. In dem Antrag muss das Unternehmen detailliert darlegen und begriinden, warum
durch die allgemeine Regelung der Fortbestand des Unternehmens bzw. des
Betriebsstandortes in hohem MaR gefahrdet ist und es nachteilig fir das Unternehmen
wire die Kurzarbeit in Anspruch zu nehmen. Uber diesen Antrag entscheiden jeweils ein
Vertreter  der  Wirtschaftskammer ~ Osterreich  und  des  Osterreichischen
Gewerkschaftsbundes im Konsens. Die Entscheidung ist der COFAG umgehend zu
Ubermitteln;

Unternehmen, die Zahlungen aus dem Non-Profit-Organisationen Unterstiitzungsfonds
beziehen.

4. Standortsicherungszuschuss
4.1. Definitionen

4.1.1.

4.1.2.

Standortrelevante Unternehmen: Standortrelevante Unternehmen im Sinne dieser
Richtlinien sind Verkehrsinfrastrukturunternehmen, Verkehrsunternehmen,
Energieversorgungs-infrastrukturunternenmen, Energieversorgungsunternehmen,
Telekommunikations-infrastrukturunternehmen und Telekommunikationsunternehmen,
wenn diese Unternehmen mafgeblich fur die Funktion und Wettbewerbsfahigkeit des
Gesamt-Wirtschaftsstandorts Osterreich sind.

Malgebender Schaden: Der malRgebende Schaden ist jener direkte Schaden, den das
Unternehmen infolge der Ausbreitung von COVID-19 im Erhebungszeitraum erleidet.
Der malgebende Schaden entspricht dem Nettoverlust, der wie folgt berechnet wird:
Umsatzausfall abzuglich vermiedener Aufwendungen. Umsatzausfall ist die Differenz
zwischen den Ertrégen, die der Antragsteller im Erhebungszeitraum erwarten konnte, und
den Ertragen, die der Antragsteller im Erhebungszeitraum tatsdchlich erwirtschaftete.
Vermiedene Aufwendungen sind die Aufwendungen, die beim Antragsteller im
Erhebungszeitraum angefallen wéren, aber wegen der Ausbreitung von COVID-19 nicht
angefallen sind oder mit angemessenen MalRnahmen hétte vermeiden kdnnen. Keine
Aufwendungen sind Abschreibungen oder Wertberichtigungen auf Sachanlagen oder auf
immaterielle Vermdgensgegenstande, Zinsen und Ertragssteuern. Erhebungszeitraum ist
jener Zeitraum, in dem die wirtschaftlichen Auswirkungen in Folge der Ausbreitung von
COVID-19 zu wesentlichen direkten Schdden im Unternehmen gefuhrt haben; der
Erhebungszeitraum endet jedenfalls mit dem 30. Juni 2020. Zur Ermittlung der erwarteten
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Einnahmen und der vermiedenen Kosten kann ein représentativer Zeitraum in der
Vergangenheit, der nach MaRgabe insbesondere von Branchentypizitit und Saisonalitét
angemessen festzulegen ist (etwa der gleiche Zeitraum des Vorjahres), herangezogen
werden, wobei nicht-reprasentative Elemente und Entwicklungen, die nicht mit der
Ausbreitung von COVID-19 zusammenhédngen, durch sachliche Anpassungen
auszugleichen sind.

Bestandsgeféhrdung: Im Sinne des 8 273 Abs. 2 UGB liegen Tatsachen vor, die den
Bestand des Unternehmens gefahrden.

Antragsbezogenes Geschéftsjahr: ein volles Geschaftsjahr, das die Monate Marz bis
Dezember 2020 erfasst und zu dem die Gewahrung eines Standortsicherungszuschusses
beantragt wird.

4.2. Der Standortsicherungszuschuss wird wie folgt ermittelt:

4.2.1.

4.2.2.

4.23.

4.2.4.

4.25.

4.2.6.

Bemessungsgrundlage fir die Ermittlung des Standortsicherungszuschusses ist der
tatséchliche malRgebende Schaden oder, soweit der malRgebende Schaden noch nicht
ermittelt werden kann, der geschatzte magebende Schaden.

Der Standortsicherungszuschuss ist mit der Hohe des geschétzten Jahresfehlbetrags fur
das antragsbezogene Geschaftsjahr begrenzt.

Der Standortsicherungszuschuss pro Unternehmen ist mit jeweils maximal EUR 150 Mio.
begrenzt.

Sind mehrere Unternehmen im Sinne des UGB verbunden, steht allen verbundenen
Unternehmen insgesamt hdchstens der Maximalbetrag gemaR Punkt 4.2.3 zu.

Soweit nicht im malRgebenden Schaden beriicksichtigt, ist der Standortsicherungszuschuss
um Zuwendungen von Gebietskorperschaften, die im Zusammenhang mit der COVID-19-
Krise und dem damit in Verbindung stehenden wirtschaftlichen Schaden geleistet werden,
zu vermindern. Dies gilt auch fiir Entschadigungen nach dem Epidemiegesetz.

Gemal} Punkt 8 tberpriift COFAG nach Ende des antragsbezogenen Geschéftsjahrs jeden
gewéhrten Standortsicherungszuschuss insbesondere auf Grundlage des tatsachlichen
Jahresfehlbetrags und des tatséchlichen malgebenden Schadens und passt gewahrte
Standortsicherungszuschiisse gegebenenfalls an.

5. Antragstellung und Antragsprifung

5.1. Der Antrag auf Gewéhrung eines Standortsicherungszuschusses ist bis 31. August 2021 an die
COFAG zu richten.

5.2. Der Antrag auf Gewahrung des Standortsicherungszuschusses ist zu begriinden und hat zu
enthalten:

52.1.
5.2.2.

5.2.3.

5.24.

5.2.5.

5.2.6.

5.2.7.

5.2.8.

Bezeichnung des antragsbezogenen Geschaftsjahrs;

den konkretisierten Erhebungszeitraum und eine Darstellung des tatsachlichen
malgebenden Schadens oder, soweit der malRgebende Schaden noch nicht ermittelt
werden kann, des geschatzten malRgebenden Schadens sowie des geschétzten
Jahresfehlbetrags;

eine Bestétigung eines Wirtschaftspriifers iber die Hohe des tatsachlichen mafligebenden
Schadens oder, soweit der maBgebende Schaden noch nicht ermittelt werden kann, des
geschéatzten malRgebenden Schadens;

eine Bestétigung eines Wirtschaftsprifers oder eines angesehenen Finanzberaters Uber die
Bestandsgeféhrdung des Unternehmens zum Zeitpunkt der Antragstellung;

eine Bestatigung eines Wirtschaftsprifers (ber die Hohe des geschétzten
Jahresfehlbetrags;

die Erklarung des Antragstellers, dass der magebende Schaden und der Jahresfehlbetrag
durch die COVID-19-Krise verursacht und schadensmindernde MaRnahmen im Rahmen
einer Gesamtstrategie gesetzt wurden;

einen Nachweis dartber, dass der Antragsteller ein standortrelevantes Unternehmen ist, in
der Form einer Standortvereinbarung, die zwischen dem Bundesminister fur Finanzen in
Einvernehmen mit dem Vizekanzler (einem vom Bundesminister fur Finanzen in
Einvernehmen mit dem Vizekanzler namhaft gemachten Rechtstrager) einerseits und dem
Antragsteller andererseits abgeschlossen wurde;

eine Verpflichtungserklarung des Eigentiimers des Antragstellers, dem Unternehmen zur
Erhaltung der Zahlungsfahigkeit im Zusammenhang mit den wirtschaftlichen

www.ris.bka.gv.at Seite 4 von 7



R | S Bundesrecht konsolidiert

Auswirkungen in Folge der Ausbreitung von COVID-19 Eigenkapital zumindest in Hohe
des beantragten Standortsicherungszuschusses bereitzustellen, oder einen Nachweis
dariiber, dass der Eigentimer des Antragstellers dem Unternehmen Eigenkapital
zumindest in Héhe des beantragten Standortsicherungszuschusses im Zuge der
Antragstellung zu diesem Zweck bereitgestellt hat;

5.2.9. eine positive Fortbestehensprognose (Primdrprognose und Sekundérprognose) samt
belastbarer Liquiditatsplanung fur die ndchsten 12 Monate, die von einem
Wirtschaftspriifer oder einem angesehenen Finanzberater plausibilisiert ist (die
Fortbestehensprognose hat den Standortsicherungszuschuss und den Eigenkapitalbeitrag
gemaR Punkt 5.2.8 zu berlicksichtigen und darzulegen, dass mit Zufluss des beantragten
Standortsicherungszuschusses und des Eigenkapitalbeitrags gemaf Punkt5.2.8 die
Bestandsgefahrdung beseitigt ist);

5.2.10. Jahresabschliisse, aus denen sich die Ergebnisse des Unternehmens in den letzten drei
Geschaftsjahren ergeben;

5.2.11. monatliche Saldenlisten oder eine kurzfristige Erfolgsrechnung fiir die letzten 12 Monate;
und

5.2.12. Information (ber sonstige Unterstitzungen der o6ffentlichen Hand zugunsten des
Antragstellers betreffend die wirtschaftlichen Auswirkungen in Folge der Ausbreitung
von COVID-19.

Der Wirtschaftspriifer und der Finanzberater missen die Unabhéngigkeit gegentber dem
Antragsteller wahren und jede Befangenheit und Interessenskollision vermeiden.

5.3. Spatestens 4 Monate nach Ende des antragsbezogenen Geschéftsjahrs hat der Antragsteller
folgende Unterlagen der COFAG zu Ubermitteln:

5.3.1.den gepruften Jahresabschluss (ber das antragsbezogene Geschéftsjahr samt
Bestatigungsvermerk;

5.3.2. die Berechnung tber die Hohe des tatsdchlichen maRgebenden Schadens; und

5.3.3. eine Bestatigung eines Wirtschaftsprifers Uber die Hohe des tatsdchlichen maRgebenden
Schadens.

5.4. COFAG hat die Angaben im Antrag sowie die jeweils in Einklang mit diesen Richtlinien
Ubermittelten Informationen und Daten zu analysieren und zu plausibilisieren. Auf Verlangen der
COFAG hat der Antragsteller weitere fiir die Antragsprifung erforderliche Auskiinfte zu erteilen
sowie Unterlagen und Bestatigungen (etwa durch Wirtschaftspriifer) vorzulegen.

6. Bestatigungen und Verpflichtungserklarungen im Antrag
6.1. Der Antragssteller hat im Antrag insbesondere zu bestatigen, dass:
6.1.1. die Voraussetzungen des Punkts 3.1 erfullt sind;

6.1.2. im mafRgebenden Schaden keine Ausgaben zur Rickfihrung bestehender
Finanzverbindlichkeiten (ausgenommen davon sind einzelne Zinszahlungen zu deren im
Zeitpunkt des Inkrafttretens des COVID-19-Gesetzes, BGBI. | Nr. 23/2020, vertraglich
vereinbarten Falligkeitsterminen, nicht jedoch bei Vorfalligkeit oder Falligstellung) oder
fir Investitionen enthalten sind bzw. mittelbar durch den Standortsicherungszuschuss
finanziert werden;

6.1.3. der mafRgebende Schaden nicht mehrfach durch Versicherungen oder anderweitige
Unterstiitzung der offentlichen Hand betreffend die wirtschaftlichen Auswirkungen in
Folge der Ausbreitung von COVID-19 gedeckt werden; im Rahmen der rechtlichen
Mdglichkeiten die Vergitungen des Inhabers des Unternehmens des Antragstellers bzw.
der Organe, Mitarbeiter und wesentlichen Erflillungsgehilfen des Antragstellers so
bemessen wurden, dass diesen keine unangemessenen Entgelte, Entgeltbestandteile oder
sonstige Zuwendungen geleistet werden; insbesondere im Jahr 2020 keine
Bonuszahlungen an Vorstdnde oder Geschéftsfiihrer in Héhe von mehr als 50% ihrer
Bonuszahlung fur das vorangegangene Wirtschaftsjahr ausgezahlt werden;

6.1.4. der Antragsteller zur Kenntnis nimmt, dass der ihm gewéhrte Standortsicherungszuschuss
in der Transparenzdatenbank erfasst wird; und

6.1.5. der Antragsteller zur Kenntnis nimmt, dass unvollstandige oder falsche Angaben zur
Ablehnung des Antrags sowie auch zu strafrechtlichen Folgen, insbesondere § 153b StGB
(Fordermissbrauch) fiihren kénnen.

6.2. Der Antragsteller hat sich im Antrag inshesondere zu verpflichten:
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6.2.1. auf die Erhaltung der Arbeitsplétze in seinem Unternehmen besonders Bedacht zu nehmen
und zumutbare MalBnahmen zu setzen, um Umsétze zu erzielen und die Arbeitsplatze
(zum Beispiel mittels Kurzarbeit) zu erhalten;

6.2.2. fur das antragsbezogene Geschaftsjahr und die drei folgenden Geschaftsjahre keine
Gewinnausschittungen, Kapitalriickfihrungen oder sonstige Zahlungen auBerhalb des
gewdhnlichen Geschaftsganges an Gesellschafter zu leisten und darliber hinaus, solange
(i) das nachrangige Darlehen trotz Ruckzahlungsverpflichtung nicht zuriickgezahlt ist
und/oder (ii) eine dem Antragsteller (oder einem mit diesem im Sinne des UGB
verbundenen Unternehmen) gewahrte Finanzierung, die mit einer finanziellen MalRhahme
der COFAG verknlipft ist, nicht riickgefihrt ist;

6.2.3. der COFAG, dem Bundesminister fiir Finanzen oder einem anderen von diesen
Bevollméachtigten auf deren Aufforderung samtliche Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen
vorzulegen, die diesen im Zusammenhang mit dem Standortsicherungszuschuss,
insbesondere zur Priifung der widmungsgemalen Verwendung, erforderlich erscheinen;

6.2.4. der COFAG, dem Bundesminister fir Finanzen oder einem anderen von diesen
Bevollméachtigten das Recht auf jederzeitige Prifung sowie auf jederzeitige
Einsichtnahme in die sonstigen Aufzeichnungen und Belege des Antragstellers
einzurdumen;

6.2.5. sofern personenbezogene Daten Dritter (insbesondere von Mitarbeitern, Geschéftsfiihrern
oder Gesellschaftern) betroffen sind, durch jeden Unterfertigenden als jeweils
datenschutzrechtlichen Verantwortlichen zu bestdtigen, dass allenfalls notwendige
Einwilligungserklarungen gemaR Art. 7 der Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO)
vom 27. April 2016 vorliegen;

6.2.6. Anderungen der fir die Zuschussgewahrung maRgeblichen Verhaltnisse unverziiglich der
COFAG schriftlich bekannt zu geben;

6.2.7. die aufgrund des Standortsicherungszuschusses erhaltene Liquiditat ausschlieBlich
einzusetzen, um die bei Antragstellung bestehende Geschaftstatigkeit in Osterreich zu
erhalten und auszubauen; und

6.2.8. die Unterlagen gemal Punkt 5.3 zeitgerecht der COFAG zur Prifung vorzulegen.
COFAG kann dem Antragsteller im Einzelfall weitere Verpflichtungen auferlegen.

Prifung der Antrége, Entscheidung tUber Antrége und Auszahlung

7.1.

7.2.

7.3.

7.4.

7.5.

7.6.
7.7.

7.8.

7.9.

Die COFAG entscheidet (ber die eingereichten Antrdge gemdR den internen
Zustandigkeitsregeln, die in den Auftrdgen des Bundesministers flir Finanzen, dem
Gesellschaftsvertrag der COFAG und den Geschéaftsordnungen der Organe der COFAG
festgelegt sind.

Die COFAG kann fir die Prifung und Aufbereitung eines eingereichten Antrags samt
Nachweisen sowie des Vorliegens der Voraussetzungen fir die Gewdhrung eines
Standortsicherungszuschusses einen Bevollméchtigten beauftragen. Entsprechend dem Ergebnis
der Prufung erstattet dieser eine Empfehlung an die COFAG.

Auf Verlangen der COFAG oder eines Bevollméchtigten der COFAG hat der Antragsteller
weitere fir die Antragsprifung erforderliche Bestatigungen zu geben, Unterlagen vorzulegen
oder Auskiinfte zu erteilen.

Die COFAG entscheidet (ber die eingereichten Antrdge jeweils nach abgeschlossener
Antragsprifung.

Bei einem Standortsicherungszuschuss tber EUR 800.000 ist die Genehmigung des Aufsichtsrats
der COFAG erforderlich.

Auf die Gewdhrung von Standortsicherungszuschiissen besteht kein Rechtsanspruch.

Eine vom Antrag abweichende Entscheidung der COFAG ist gegenlber dem Antragsteller zu
begrinden.

Ein Standortsicherungszuschuss wird auf Grundlage einer privatrechtlichen Vereinbarung
zwischen der COFAG und dem Antragsteller in Form eines verzinsten nachrangigen Darlehens
gewabhrt.

Ein gewadhrter Standortsicherungszuschuss darf erst nach dem rechtsgultigen Abschluss einer
privatrechtlichen Vereinbarung gemdaR Punkt 7.8, dem Nachweis Uber das Einlangen des vom
Eigentimer des Antragstellers bereitgestellten Eigenkapitals zumindest in Héhe des gewahrten
Standortsicherungszuschusses und dem Vorliegen allfalliger weiterer
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Auszahlungsvoraussetzungen, die in der privatrechtlichen Vereinbarung gemaR Punkt 7.8
vorgesehen sind, ausbezahlt werden.

7.10. Bei Gewdhrung eines Standortsicherungszuschusses steht ein Zuschuss nach den Richtlinien

BGBI.
Abs. 3

Il Nr. 225/2020 (Anhang zur Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen gemal3 § 3b
des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien tber die Gewahrung von Zuschiissen zur

Deckung von Fixkosten durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH
(COFAQG)) nicht zu.

8. Uberpriifung, Umwandlung und Riickzahlung von Standortsicherungszuschiissen

8.1. Binnen 2 Monaten nach Einlangen der vollstdndigen Unterlagen gemal Punkt 5.3 bei der
COFAG hat die COFAG den Standortsicherungszuschuss auf das Vorliegen der
Zuschussvoraussetzungen zu tberprufen. Punkte 7.1 bis 7.5 gelten sinngemaR.

8.1.1.

8.1.2.

8.1.3.

Ergibt die Uberpriifung, dass die Zuschussvoraussetzungen erfillt sind und insbesondere
der tatsdchliche maRgebende Schaden und der tatséchliche Jahresfehlbetrag dem
gewéhrten Standortsicherungszuschuss entsprechen oder diesen tberschreiten, wird das
nachrangige Darlehen nach Maligabe der privatrechtlichen Vereinbarung gemafR Punkt 7.8
zu einem nicht-riickzahlbaren Zuschuss.

Ergibt die Uberpriifung, dass (i) entweder der tatsachliche maBgebende Schaden oder der
tatséchliche Jahresfehlbetrag geringer ist als der gewéhrte Standortsicherungszuschuss
und (ii)die Ubrigen Zuschussvoraussetzungen erflllt sind, wird der gewéhrte
Standortsicherungszuschuss in jener Hohe, die dem tatséchlichen maRgebenden Schaden
oder dem tatsdchlichen Jahresfehlbetrag (heranzuziehen ist der niedrigere Betrag)
entspricht, nach MaBRgabe der privatrechtlichen Vereinbarung gemaR Punkt 7.8 zu einem
nicht-rickzahlbaren Zuschuss.

Ergibt die Uberpriifung, dass eine Zuschussvoraussetzung nicht oder nur teilweise erfillt
ist, hat der Antragsteller den gewdhrten Standortsicherungszuschuss (gegebenenfalls
anteilig) an COFAG zurlickzuzahlen. Die Rickzahlung hat unverziglich zu erfolgen,
wobei die privatrechtliche Vereinbarung geman Punkt 7.8. andere
Riickzahlungsmodalititen vorsehen kann, wenn der tatsachliche Jahresfehlbetrag geringer
ist als der gewéhrte Standortsicherungszuschuss.

8.2. Eine nachtragliche Uberpriifung von Zuschiissen nach diesen Richtlinien erfolgt nach den
Bestimmungen des COVID-19-Férderungsprifungsgesetzes (CFPG), BGBI. | Nr. 44/2020.

8.3. Die COFAG hat Standortsicherungszuschiisse insoweit zurlickzufordern, als sich zu einem
spateren Zeitpunkt herausstellt, dass die Zuschussvoraussetzungen oder die dem Zuschuss zu
Grunde liegenden Verhéltnisse nicht den tatsachlichen Verhéltnissen entsprechen.

8.4. Ein Forderungsmissbrauch zieht strafrechtliche Konsequenzen nach sich.

9. Berichtspflicht der COFAG

Die COFAG hat dem Bundesminister fir Finanzen Uber die gewahrten Standortsicherungszuschiisse
laufend zu bestimmten Stichtagen gemal einem vom Bundesminister fiir Finanzen der COFAG zu

Ubermittelnden

Schema zu berichten und dem Bundesminister fiir Finanzen auf Verlangen samtliche

Unterlagen zur Verfugung zu stellen und Informationen zu erteilen, die erforderlich sind, um die
Einhaltung dieser Richtlinien zu prifen und die Erflllung der Berichtspflicht gemal § 3b Abs. 4
ABBAG-Gesetz sicherzustellen.

Zuletzt aktualisiert am

22.07.2020

Gesetzesnum
20011230

mer

Dokumentnummer

NOR40224884

www.ris.bka.gv.at Seite 7 von 7



	Anhang
	zur Verordnung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen zur Erhaltung der Zahlungsfähigkeit für standortrelevante Unternehmen durch die COVID-19 Finanzierungsagentur...

	RICHTLINIEN

